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 BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

Az: B 13 R 423/13 B 
 
L 3 R 170/11 (LSG Sachsen-Anhalt) 
S 1 R 266/08 (SG Dessau-Roßlau) 
 
 
 
………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: ………………………………….….., 
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Mitteldeutschland, 
Paracelsusstraße 21, 06114 Halle, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 30. Oktober 2015 durch 

den Vizepräsidenten   Prof. Dr.  S c h l e g e l    sowie die Richter   G a s s e r  

und   Dr.  K a l t e n s t e i n   

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss 

des Landessozialgerichts Sachsen-Anhalt vom 26. November 2013 wird als 

unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine 

außergerichtlichen Kosten zu erstatten. 

 

 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 - 

 

 

  

- 3 - 

G r ü n d e : 

 

I 

 

Das LSG Sachsen-Anhalt hat mit Beschluss vom 26.11.2013 die Rechtmäßigkeit von 

Bescheiden des beklagten Rentenversicherungsträgers bestätigt, mit denen dieser die dem 

Kläger bewilligte Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung bei Berufsunfähigkeit für die 

Monate Oktober bis Dezember 2007 aufgrund zusätzlich bezogenen Arbeitslosengelds (1. bis 

5.10.2007) bzw Krankengelds (6.10. bis 21.12.2007) teilweise aufgehoben und die hierdurch 

eingetretene Überzahlung iHv 844,72 Euro von ihm zurückgefordert hat (Aufhebungs- und 

Rückforderungsbescheid vom 14.3.2008, Widerspruchsbescheid vom 3.6.2008). 

 

Der Kläger hat persönlich beim BSG Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in dem 

Beschluss des LSG erhoben und für das Verfahren Prozesskostenhilfe (PKH) beantragt. Nach 

Bewilligung von PKH (Beschluss vom 10.3.2014), Beiordnung des vom Kläger benannten 

Rechtsanwalts (Beschluss vom 1.4.2014) und Gewährung von Wiedereinsetzung in die 

versäumte Frist zur Einlegung der Beschwerde (Beschluss vom 22.4.2014) hat der Prozess-

bevollmächtigte des Klägers die Beschwerde mit Schriftsatz vom 10.6.2014 begründet. Er macht 

geltend, dass bei der Anrechnung bezogener Sozialleistungen als Hinzuverdienst auf eine Rente 

wegen teilweiser Erwerbsminderung nicht das den Sozialleistungen zugrundeliegende 

Bemessungsentgelt, sondern nur der Zahlbetrag der Sozialleistungen zu berücksichtigen sei. 

Zudem hätte für die Monate Oktober und November 2007 beachtet werden müssen, dass 

gemäß § 96a Abs 1 S 2 SGB VI ein zweimaliges Überschreiten der Hinzuverdienstgrenze 

rentenunschädlich sei. Schließlich habe die Beklagte nicht berücksichtigt, dass er für Oktober 

2007 nur einen Betrag von 104,89 Euro ausgezahlt bekommen habe. Den Restbetrag von 233 

Euro habe die Beklagte der ARGE überwiesen, obwohl er selbst zu keinem Zeitpunkt 

Arbeitslosengeld II beantragt oder bezogen habe; die Beklagte müsse diesen Betrag 

gegebenenfalls vom Jobcenter zurückfordern. 

 

 

II 

 

Die Beschwerde des Klägers ist unzulässig. Seine Beschwerdebegründung vom 10.6.2014 

genügt nicht der vorgeschriebenen Form, denn er hat keinen der in § 160 Abs 2 SGG 

abschließend aufgeführten Revisionszulassungsgründe - weder eine grundsätzliche Bedeutung 

noch eine Rechtsprechungsabweichung noch einen Verfahrensmangel - ordnungsgemäß 

bezeichnet. Der Vortrag des Klägers erschöpft sich in Ausführungen dazu, dass nach seiner 

Rechtsmeinung die Beklagte bei Erlass der angefochtenen Bescheide fehlerhaft vorgegangen 

sei. Dass und weshalb in dieser Sache Rechtsfragen von grundsätzlicher Bedeutung zu 

beantworten seien (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), das Berufungsgericht von einer Entscheidung des 
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BSG, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des 

Bundesverfassungsgerichts abgewichen sei (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) oder ein Verfahrens-

mangel vorliege, auf dem die angefochtene Entscheidung des LSG beruhen kann (§ 160 Abs 2 

Nr 3 SGG), führt der Kläger nicht einmal ansatzweise aus.  

 

Mithin fehlt es an der für die Zulässigkeit einer Nichtzulassungsbeschwerde zwingend 

erforderlichen Darlegung von Revisionszulassungsgründen (§ 160a Abs 2 S 3 SGG). Allein der 

Umstand, dass der Kläger die Entscheidungen der Beklagten und des LSG für sachlich falsch 

hält, reicht nicht aus, um den Zugang zur Revisionsinstanz zu eröffnen (BSG Beschluss vom 

26.6.1975 - 12 BJ 12/75 - SozR 1500 § 160a Nr 7 S 10; BSG Beschluss vom 9.12.2014 - B 5 R 

142/14 B - BeckRS 2015, 67464 RdNr 3). 

 

Das Rechtsmittel ist deshalb ohne inhaltliche Prüfung und ohne Zuziehung der ehrenamtlichen 

Richter als unzulässig  zu verwerfen (§ 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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